
 

  

S 4 RJ 626/01 A

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RJ 626/01 A
Datum 14.06.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 629/02
Datum 21.01.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 14. Juni 2002 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1950 geborene KlÃ¤gerin wohnt in der Staatengemeinschaft Serbien und
Montenegro, besitzt die dortige StaatsbÃ¼rgerschaft und bezieht eine
Invalidenrente aus der dortigen Invalidenversicherung.

Sie hat im ehemaligen Jugoslawien den Beruf der VerkÃ¤uferin erlernt und dort vom
1. November 1977 (ab 16. November 1989 durchgehend) bis 28. Oktober 1997
insgesamt 18 Jahre, 11 Monate und 13 Tage an Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt.

In Deutschland war die KlÃ¤gerin in den Jahren 1973 und 1974 mit
Unterbrechungen nach eigenen Angaben als Arbeiterin, Presserin und einwÃ¶chig
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angelernte Mikroskopkontrolleurin versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.

Am 1. Juli 1996 beantragte sie in ihrer Heimat eine Invalidenrente ohne
BerÃ¼cksichtigung deutscher Zeiten (JU 201 vom 26. Oktober 2000).

Am 5. November 1999 beantragte sie bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (JU 202 vom 5. Oktober 1999). Sie
legte zur BegrÃ¼ndung ein Gutachten der jugoslawischen Invalidenkommission
vom 11. Juli 2000 vor. Der dortige SachverstÃ¤ndige Dr. P. (Psychiater und Facharzt
fÃ¼r Arbeitsmedizin) war bei der ambulanten Untersuchung am 11. Juli 2000 â��
ausdrÃ¼cklich abweichend von der zur Bewilligung der Invalidenrente fÃ¼hrenden
Vorbegutachtung â�� zu dem Ergebnis gekommen, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne weiterhin
sowohl in ihrer letzten TÃ¤tigkeit (in Jugoslawien) als Arbeiterin in der Produktion
von TeegebÃ¤ck als auch im erlernten Beruf und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
vollschichtig tÃ¤tig sein.

Der SozialÃ¤rztliche Dienst der Beklagten schloss sich dieser
LeistungseinschÃ¤tzung an (Stellungnahme Dr. D. vom 7. Dezember 2000).
Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag vom 5. November 1999 wegen
fehlender Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit ab (Bescheid vom 15. Dezember 2000).
Die KlÃ¤gerin sei trotz neurotischer StÃ¶rung, DurchblutungsstÃ¶rung des Gehirns
ohne neurologische AusfÃ¤lle, Funktionsminderung der WirbelsÃ¤ule bei
VerschleiÃ�erscheinungen ohne Wurzelreizung und asthenischer Konstitution noch
in der Lage, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt Arbeiten vollschichtig auszuÃ¼ben.

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch. Zur BegrÃ¼ndung legte sie mehrere
Ã¤rztliche Befunde aus den Jahren 1996 bis 2001 betreffend (u.a.) WirbelsÃ¤ulen-,
Gelenk- und Herzbeschwerden vor. Nach PrÃ¼fung dieser Unterlagen durch den
SozialÃ¤rztlichen Dienst (Stellungnahme Dr. D. vom 20. MÃ¤rz 2001) wies die
Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 23. April 2001). Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch vollschichtig leichte Arbeiten zu ebener Erde ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung und besonderen
Zeitdruck verrichten und sei aufgrund der zuletzt ausgeÃ¼bten ungelernten
TÃ¤tigkeit auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar.

Mit Schreiben vom 11. Mai 2001, bei der Beklagten eingegangen am 23. Mai 2001,
wandte sich die KlÃ¤gerin gegen die Ablehnung ihres Rentenantrags und bat, die
Beklagte solle sie vor einer Klageerhebung in Deutschland Ã¤rztlich begutachten
lassen. Die Beklagte leitete dieses Schreiben als Klage an das Sozialgericht
Landshut( SG) weiter.

Die KlÃ¤gerin hat dem SG weitere Ã¤rztliche Berichte vom 11. Mai 2001 und 21.
Januar 2002 vorgelegt. Das SG hat Gutachten der Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie,
Psychotherapie und Sozialmedizin Dr. M. vom 12. Juni 2002 und der Sozial-
medizinerin Dr. S. vom 13. Juni 2002 eingeholt.

Dr. M. diagnostizierte nach ambulanter Untersuchung der KlÃ¤gerin eine
Dysthymie, psychovegetative StÃ¶rungen, Spannungskopfschmerz und einen
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Verdacht auf PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit asthenischen und Ã¤ngstlichen ZÃ¼gen.
Dadurch werde die nervliche Belastbarkeit der KlÃ¤gerin mÃ¤Ã�iggradig
eingeschrÃ¤nkt. Auf TÃ¤tigkeiten ohne besondere Qualifikation (z.B. Sortiererin, Ver-
packerin) kÃ¶nne sich die KlÃ¤gerin noch umstellen. Eine wesentliche
BeeintrÃ¤chtigung der KonzentrationsfÃ¤higkeit oder des Kurz- und
LangzeitgedÃ¤chtnisses, ein epileptisches Anfallsleiden oder ein hirnorganisches
Psychosyndrom lÃ¤gen nicht vor. Der Gesundheitszustand habe sich gegenÃ¼ber
der Begutachtung in Jugoslawien im Juli 2000 nicht wesentlich verÃ¤ndert.

Dr. S. diagnostizierte unter BerÃ¼cksichtigung von ihr veranlasster
Zusatzuntersuchungen nach eigener Untersuchung:

â�� Schwindel mit rezidivierenden Synkopen bei Neigung zu niederem Blutdruck
und HerzrhythmusstÃ¶rungen (anamnestisch), Ste- nokardien, Verdacht auf
koronare Herzkrankheit

â�� LungenventilationsstÃ¶rung bei Zigarettenkonsum

â�� Schmerzsyndrom der WirbelsÃ¤ule, Schulter-Arm-Syndrom beid- seits

â�� chronisch-depressive Entwicklung mit Somatisierungstendenz bei
Psychasthenie

â�� nebenbefundlich: Nierensteinleiden (anamnestisch) und Varikosis ohne
Komplikationen.

Anzeichen fÃ¼r ein cerebrales Anfallsleiden oder eine cerebrale
DurchblutungsstÃ¶rung bestÃ¼nden nicht. WÃ¤hrend des Belastungs-EKGs (bis 100
Watt) aufgetretene EKG-VerÃ¤nderungen kÃ¶nnten auf eine koronare Herzkrankheit
hinweisen, allerdings lÃ¤gen weder typische Angina-pectoris-Beschwerden noch
echokardiographische HerzverÃ¤nderungen vor. Der Befund sei kontrollbedÃ¼rftig.
Der physikalische und rÃ¶ntgenologische Lungenbefund sei regelrecht.
Bronchitische Beschwerden auÃ�erhalb von ErkÃ¤ltungen habe die KlÃ¤gerin
verneint. Die Untersuchung habe keine wesentlichen FunktionsstÃ¶rungen der
WirbelsÃ¤ule oder der ExtremitÃ¤ten und keine Hinweise auf ein
Fibromyalgiesyndrom oder eine rheumatische Arthritis ergeben.

Beide SachverstÃ¤ndige sind nach eigener ambulanter Untersuchung
Ã¼bereinstimmend zu dem Ergebnis gekommen, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch
vollschichtig leichte Arbeiten mit einigen qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen
verrichten.

Das SG hat sich dieser Leistungsbeurteilung angeschlossen und die Klage
abgewiesen (Urteil vom 14. Juni 2002). Aufgrund der in Deutschland verrichteten
ungelernten TÃ¤tigkeiten sei die KlÃ¤gerin auf alle TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes verweisbar. Zwar seien bezÃ¼glich der Herzbeschwerden der
KlÃ¤gerin weitere Untersuchungen erforderlich, doch sei sie nach EinschÃ¤tzung
der SachverstÃ¤ndigen Dr. S. unabhÃ¤ngig vom Ergebnis solcher Untersuchungen
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noch fÃ¤hig, vollschichtig leichte Arbeiten zu verrichten. Die UmstellungsfÃ¤higkeit
der KlÃ¤gerin sei nur fÃ¼r TÃ¤tigkeiten eingeschrÃ¤nkt, die eine Umschulung oder
besondere Einweisung erforderten. Einfache Arbeiten z.B. als Sortiererin oder
Verpackerin wÃ¼rden dadurch nicht ausgeschlossen.

Gegen das am 3. Oktober 2002 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 11.
Dezember 2002 (Eingang bei Gericht) beim Bayer. Landessozialgericht (LSG)
Berufung eingelegt. Da sie in Jugoslawien Invalidenrente beziehe, habe sie auch in
Deutschland Anspruch auf Rente. Ihr Gesundheitszustand habe sich besonders im
Bereich des Herzens und der Knochen sehr verschlechtert.

Die KlÃ¤gerin hat Befundberichte vom 18. MÃ¤rz 2003 (orthopÃ¤disch), 27. MÃ¤rz
2003 (rheumatologisch), 11. MÃ¤rz 2003 (Dopplersonographie), 25. MÃ¤rz 2003
(internistisch), 24. MÃ¤rz 2002 (internistisch-sonographisch) sowie 12. MÃ¤rz 2003
(internistisch und neuropsychiatrisch) vorgelegt. Dr. S. hat in ErgÃ¤nzung ihres
Gutachtens vom 13. Juni 2002 mitgeteilt, aus den von der KlÃ¤gerin vorgelegten
Befunden ergÃ¤be sich keine Ã�nderung der sozialmedizinischen Beurteilung. Eine
erneute ambulante Begutachtung sei nicht erforderlich. Es seien weder neue
GesundheitsstÃ¶rungen noch Befundverschlechterungen erkennbar.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 14. Juni 2002 und den Bescheid der
Beklagten vom 15. Dezember 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
23. April 2001 auf- zuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten der Beklagten und des SG beigezogen. Zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes wird auf die beigezogenen Akten und die Berufungsakte Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobene Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 15. Dezember 2000 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 23. April 2001, mit dem die Beklagte den
Rentenantrag der KlÃ¤gerin vom 5. November 1999 abgelehnt hat. Das SG hat die
dagegen erhobene Klage mit Urteil vom 14. Juni 2002 zu Recht abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Zur BegrÃ¼ndung wird auf die GrÃ¼nde des angefochtenen Urteils Bezug
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genommen (Â§ 153 Abs.2 SGG).

Das SG hat die KlÃ¤gerin in Anwendung der Â§Â§ 43, 44 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung
(a.F.) aufgrund der in Deutschland ausgeÃ¼bten ungelernten TÃ¤tigkeiten als
Arbeiterin, Presserin und einwÃ¶chig angelernte Mikroskopkontrolleurin innerhalb
des vom Bundessozialgericht (BSG) entwickelten Mehrstufenschemas zutreffend der
Gruppe mit dem Leitberuf des ungelernten Arbeiters zugeordnet und sie sozial
zumutbar (auch) auf ungelernte TÃ¤tigkeiten verwiesen.

Die KlÃ¤gerin war nach den vom SG eingeholten Gutachten der SachverstÃ¤ndigen
Dr. M. und Dr. S. (jedenfalls) bis zum 31. Dezember 2000 gesundheitlich noch in der
Lage, vollschichtig leichte Arbeiten unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes zu verrichten. Diese von den SachverstÃ¤ndigen unter
BerÃ¼cksichtigung der Vorbefunde aufgrund eigener Untersuchung der KlÃ¤gerin
eingehend, schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend begrÃ¼ndete Leistungsbeurteilung, der
sich das SG angeschlossen hat, begegnet keinen rechtlichen Bedenken und hat
auch weiterhin Bestand, wie Dr. S. nach Auswertung der von der KlÃ¤gerin im
Berufungsverfahren vorgelegten weiteren Befunde bestÃ¤tigt hat.

Dass die von der KlÃ¤gerin geklagten Beschwerden hinsichtlich einer mÃ¶glichen
koronaren Herzkrankheit kontrollbedÃ¼rftig sind, steht dem nicht entgegen. Dr. S.
hat in ihrem Gutachten vom 13. Juni 2002 ausdrÃ¼cklich festgehalten, dass zwar
ein Verdacht auf eine solche GesundheitsstÃ¶rung besteht, die aktuellen
kardiologischen und pulmologischen Befunde aber keine zeitliche EinschrÃ¤nkung
des LeistungsvermÃ¶gens begrÃ¼nden. Eine Kontrolle der Befunde dient somit
nicht der Ã�berprÃ¼fung des LeistungsvermÃ¶gens, sondern der Verifizierung einer
mÃ¶glichen koronaren Herzkrankheit mit dem Ziel einer gezielten Ã¤rztlichen
Behandlung.

Bei vollschichtiger LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r zumindest leichte Arbeiten war die
KlÃ¤gerin ohne Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar. Die von den SachverstÃ¤ndigen genannten
qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen (Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen mit der
MÃ¶glichkeit zum Haltungswechsel, nicht auf Leitern und GerÃ¼sten oder an
gefÃ¤hrlichen Maschinen, ohne besondere Anforderungen an die nervliche
Belastbarkeit) beinhalten keine schwere spezifische Leistungsbehinderung oder
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen, die ausnahmsweise
eine Benennung erforderlich machen wÃ¼rden (vgl. BSGE 80, 24). Insbesondere ist
die UmstellungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin nach den ausdrÃ¼cklichen Feststellungen
der SachverstÃ¤ndigen Dr. M. nicht soweit eingeschrÃ¤nkt, dass sie selbst einfache
TÃ¤tigkeiten (z.B.) als Sortiererin oder Verpackerin nicht mehr verrichten kÃ¶nnte.
Wesentliche BeeintrÃ¤chtigungen der KonzentrationsfÃ¤higkeit oder der
Feinmotorik liegen ebenfalls nicht vor, so dass der KlÃ¤gerin fÃ¼r ungelernte
TÃ¤tigkeiten typische Verrichtungen wie das Zureichen, Abnehmen, Sortieren,
Verpacken und Montieren ohne weiteres mÃ¶glich sind.

Lag bei der KlÃ¤gerin bis zum 31. Dezember 2000 keine BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§
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43 Abs.2 SGB VI (a.F.) vor, so ist auch eine ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI
(a.F.) ausgeschlossen (vgl. BSG Urteil vom 5. April 2001 â�� B 13 RJ 61/00 R -).

Da die KlÃ¤gerin nach dem Oktober 1997 keine anrechenbaren Versicherungszeiten
mehr zurÃ¼ckgelegt hat, erfÃ¼llt sie im Ã�brigen bereits fÃ¼r VersicherungsfÃ¤lle
nach dem 30. November 1999 die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r
die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§Â§ 43 Abs.1
Nr.2, 44 Abs.1 Nr.2 i.V.m. Â§Â§ 240, 241 SGB VI a.F.; fÃ¼r Renten wegen
Erwerbsminderung nach den ab 1. Januar 2001 geltenden Â§Â§ 43, 240 SGB VI n.F.
vgl. Â§Â§ 240 Abs. 1, 43 Abs.1 Satz 1 Nr.2 i.V.m. Â§ 241 Abs. 2 SGB VI n.F.) nicht
mehr.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.05.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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